
Suchergebnisse: Rücktritt

31. Mai 1415 – Papst Johannes XXIII. erhält seine Absetzung

Heidelberg - Konstanz * Papst Johannes XXIII. erhält während seiner Gefangenschaft auf

Schloss Heidelberg seine vom Konzil in Konstanz ausgesprochene Absetzung. Er erklärt sich mit

seinem Rücktritt unter der Bedingung einverstanden, dass auch die beiden anderen Päpste

abtreten. 

25. Februar 1802 – Es ergeht eine wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung

München-Graggenau * Es ergeht eine weitere wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung. Sie ist

unmittelbar für das Franziskanerkloster St. Anton in München bestimmt, wird aber

richtungweisend für die tatsächliche Durchführung der Klosteraufhebungen.    Sofort nach Erhalt

der Instruktion muss sich Graf Arco in das Kloster begeben, das Bargeld zählen und das übrige

Klostervermögen feststellen. Anschließend haben sich alle Klostermitglieder im Refektorium zu

versammeln, wo ihre Personalien, Beschäftigungen und besonderen Einsätze schriftlich

festgehalten werden. Bei diesem überfallartigen Vorgehen geht es um Geld und sonstiges für die

Staatskasse interessantes Vermögen und um weitere Einsparungen für den Staat.    Dem

Kommissar ist eingeschärft worden, „diesen Auftrag in der vorgeschriebenen Ordnung mit allem

Eifer, Schnelligkeit und der Sache angemessenen Anstand in Vollzug zu bringen“. Die

Ergebnisse gehen an die Spezial-Klosterkommission.    Der weitere Inhalt der Instruktion lautet

kurz gefasst:       Alle Ausländer sind umgehend in ihre Heimat zu schicken; sie erhalten 25

Gulden Zehrgeld und einen Reisepass; aber Abreisetag und Reiseroute werden genau

festgelegt.    Wer gesund und nicht zu alt ist, muss drei Tage nach der Mitteilung auswandern;

nur einige Alte und Gebrechliche erhalten Aufschub bis April.    Das Sammeln auf der Reise ist

den Mönchen strengstens verboten.      Alle inländischen Laienbrüder, die in das bürgerliche

Leben zurückkehren wollen, erhalten zum Auszug 25 Gulden und die nötigen Kleider.      

Diejenigen, die den Ordensstand nicht verlassen wollen, sind - bis auf wenige, die noch zu den

nötigsten Hausarbeiten als Gärtner, Köche, in der Brauerei und so weiter benötigt werden - auf

die oberpfälzischen oder baierischen Prälatenklöster als Konventdiener oder Pfründner zu

verteilen.   Die nach Abzug der Kranken und Ausländischen verbliebenen sieben Laienbrüder des

Münchener Franziskanerklosters sind in ständische Abteien zu schicken.      Die kurfürstliche

Verordnung gibt auch Anweisung über den möglichen Rücktritt von Priestermönchen der

Mendikantenorden in den Weltpriesterstand.       Diese Mönche müssen sich einer Prüfung durch
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die Spezial-Klosterkommission unterziehen. Dabei werden weniger ihre theologischen Kenntnisse

begutachtet, sondern vielmehr festgestellt, „ob die Austretenden auch im Sinne der

Staatsauffassung genügend aufgeklärt“ sind.    Haben die Aspiranten ihre Prüfung bestanden,

erhalten sie von der Kommission die Erlaubnis zum Überwechseln mit einer jährlichen Pension

von 125 Gulden.

6. September 1805 – Die österreichische Armee belagert Schloss Nymphenburg

Schloss Nymphenburg * Einhundert österreichische Husaren und Dragoner umzingeln - unter der

Leitung des kaiserlichen Feldmarschalls Carl Philipp Fürst zu Schwarzenberg - Schloss

Nymphenburg. Sie nötigen den sich dort aufhaltenden Kurfürsten Max IV. Joseph „ultimativ“ zum

Eintritt in die antifranzösische Koalition. Zur Unterstreichung seiner Forderung lässt der

Feldmarschall das Schloss umstellen und von München abriegeln, worüber die baierische

Bevölkerung entsetzt ist.    Offensichtlich will der Kurfürst, der den Vertrag von Bogenhausen

noch nicht unterschrieben hat, schon dem österreichischen Drängen nachgeben, als Maximilian

Joseph Freiherr von Montgelas ernsthaft mit seinem Rücktritt vom Amt des Außenministers droht.

Dem Kurfürsten und seinem leitenden Minister gelingt es immerhin, die Verhandlungen mit dem

österreichischen Bevollmächtigten zu verzögern und die Österreicher über die baierischen

Absichten bis zum 9. September im Unklaren zu lassen.     Unter dem Vorwand, den gerade in

Frankreich weilenden Kronprinzen Ludwig nicht zu gefährden, erzielt Max IV. Joseph einen

Zeitaufschub. Bis dahin hat die kurfürstliche Familie die Haupt- und Residenzstadt München

heimlich in Richtung Würzburg verlassen. Auch die baierische Armee war inzwischen in Franken

und in der Oberpfalz zusammengezogen worden. 

22. Mai 1831 – Innenminister Eduard von Schenk zum Rücktritt gezwungen

München-Kreuzviertel * Die schwäbischen und fränkischen Oppositionellen zwingen in der Frage

der Pressefreiheit - sehr zum Ärger von König Ludwig I. - den Innenminister Eduard von Schenk

zum Rücktritt. Dadurch muss König Ludwig I. die Zensurverordnung wieder zurücknehmen, was

allerdings nichts an der Praxis der Zensur ändert. 

3. März 1848 – Staatskanzler Metternich flieht nach England

Budapest - Wien * Der Landtagsabgeordnete Lajos Kossuth hält im ungarischen Reichstag eine

Rede, in der er mehr Souveränität für Ungarn fordert. Er greift in seinem Vortrag das
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Metternich-Regime scharf an und verlangt eine umfassende Reform der Habsburger Monarchie.

Die Rede löst begeisterte Zustimmung in den Oppositionskreisen des österreichischen

Kaiserreichs aus und gibt den Anstoß zur Wiener Märzrevolution.    Staatskanzler Klemens

Wenzel Fürst von Metternich verliert daraufhin seinen Rückhalt am kaiserlichen Hof, sieht sich

zum Rücktritt gezwungen und flieht nach England. Die Pressefreiheit wird eingeführt und eine

Verfassung versprochen. Bis zum 15. März 1848 sind in Wien die zentralen Forderungen der

Revolution durchgesetzt. 

13. März 1848 – In Wien beginnen Straßenkämpfe

Wien * Die Forderungen des Landtagsabgeordneten&nbsp;Lajos Kossuth werden in Wien mit

Petitionen&nbsp;unterstützt und im Ständehaus&nbsp;beraten. Vor dem Gebäude demonstrieren

Studenten, Bürger und Arbeiter, die den Rücktritt des verhassten Staatskanzler&nbsp;Klemens

Wenzel von Metternich fordern. &nbsp;  Metternich personifiziert für sie ein repressives, jegliche

Freiheitsregung rücksichtslos verfolgendes System.    Die Stimmung eskaliert, als am Nachmittag

das Militär die Demonstranten plötzlich mit Waffengewalt angreifen.&nbsp;Es beginnen

Straßenkämpfe in der Innenstadt und in den Vorstädten, die mehrere Dutzend Opfer

fordern.&nbsp;

18. Juli 1866 – König Ludwig II. will zurücktreten

München • König Ludwig II. will unter dem Eindruck des verlorenen Krieges erneut zurücktreten.

Bereits am 9. Mai, als er vom Ministerrat zur Mobilmachung aufgefordert worden war, äußerte er

erstmals Rücktrittsabsichten. 

9. Februar 1912 – Georg von Hertling wird Vorsitzender des Ministerrats

München * Nach dem Rücktritt von Clemens von Podewils-Dürniz überträgt Prinzregent Luitpold

dem Zentrumsvorsitzenden Georg Freiherr von Hertling das Ministerium des Königlichen Hauses

und des Äußeren&nbsp;sowie den Vorsitz im Ministerrat.

25. Februar 1917 – Dem Reichskanzler wird Schwäche in der Kriegführung vorgeworfen

Berlin - Deutsches Reich * Deutsche Großindustrielle werfen Reichskanzler Theobald von
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Bethmann Hollweg „Schwäche in der Kriegführung“ vor und fordern seinen Rücktritt. 

15. März 1917 – Russlands Zar Nikolaus II. muss abdanken

Petersburg * Zar&nbsp;Nikolaus II. muss als Folge der Februarrevolution&nbsp;abdanken. Er tut

dies zugunsten seines jüngeren Bruders Großfürst&nbsp;Michail Alexandrowitsch

Romanow.&nbsp;Da Nikolaus II. vergisst, seinem Bruder die formelle Thronfolge in einem

Telegramm mitzuteilen, ist Michail einer Letzten, der davon erfährt.    Die russische

Duma&nbsp;proklamiert die Bildung einer bürgerlichen Regierung unter Georgi J. Fürst

Lwow.&nbsp;Diese beschließt, dass der Großfürst&nbsp;zum Thronverzicht&nbsp;überredet

werden soll. Sollte er sich weigern, will die provisorische Regierung&nbsp;ihren Rücktritt

erklären.&nbsp;

6. Juli 1917 – Matthias Erzberger fordert einen annexionslosen Frieden

Berlin * Der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger fordert in er Aufsehen erregenden Rede

vor dem Hauptausschuss des Reichstags einen annexionslosen Frieden, da keine Aussicht auf

einen Sieg mehr besteht.       Er will eine Friedensinitiative des Parlaments und fordert zugleich  

den Rücktritt des Reichskanzlers Theobald von Bethmann Hollweg. 

13. Juli 1917 – Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg reicht seinen Rücktritt ein. Sein

Nachfolger wird Georg Michaelis. 

7. September 1917 – Der französische Ministerpräsident Alexandre Ribot tritt zurück

Paris * Nach dem Austritt der Sozialisten aus seiner Regierung erklärt der französische

Ministerpräsident Alexandre Ribot seinen Rücktritt. Neuer französischer Ministerpräsident wird

der bisherige Kriegsminister Paul Painlevé.

17. November 1917 – Georges Clemencau wird neuer französischer Ministerpräsident
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Paris * Nach dem Rücktritt von Paul Painlevé am 13. November wird Georges Clemencau

neuer französischer Ministerpräsident. 

2. Juli 1918 – Ludendorff fordert den Rücktritt des Staatssekretärs Kühlmann

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Erich Ludendorff fordert Reichskanzler Georg Friedrich Graf

von Hertling auf, den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, zu

entlassen, anderenfalls werde er selbst zurücktreten.     Unterstützung durch den schwachen

Reichskanzler Hertling wird Kühlmann nicht erfahren. 

30. September 1918 – Kaiser Wilhelm II. entlässt Reichskanzler Georg Graf von Hertling

Spa * Da der amtierende Reichskanzler der vom Kaiser angekündigten Parlamentarisierung nun

im Weg steht, bleibt Georg Graf von Hertling nur noch der Rücktritt, den er umgehend einreicht.   

Im Entlassungsschreiben macht Kaiser Wilhelm II. deutlich: „Ich wünsche, daß das deutsche Volk

wirksamer als bisher an der Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeitet. Es ist daher

mein Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem Umfange

teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.“ 

12. Oktober 1918 – Die erste öffentliche Rücktrittsforderung an den Kaiser

Berlin * Die rechtsorientierte Deutsche Zeitung aus Berlin distanziert sich als erste Zeitung von

Kaiser Wilhelm II.: „Wer sich das Zepter aus der Hand winden lässt, der kann es nicht führen. Für

uns gibt es nur die Frage, was wird aus unserem Reich?“     Die übrigen Zeitungen halten sich

noch bis Ende Oktober an das Verbot, nichts über Rücktrittsforderungen an den Kaiser zu

berichten. 

12. Oktober 1918 – Hindenburg droht dem Reichskanzler mit Rücktritt

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg kündigt (droht) gegenüber dem

Reichskanzler Max von Baden in einem Fernschreiben seinen Rücktritt an, falls der

Generalquartiermeister Ernst Ludendorff entlassen werden sollte. 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD
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München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

25. Oktober 1918 – OHL: Die diplomatischen Beziehungen sollen beendet werden

Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

drängen Wilhelm II. dazu, die diplomatischen Beziehungen und den Notenwechsel mit dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson sofort zu beenden. Der Kaiser, der vom Staatssekretär des

Äußeren, Paul von Hintze, vom Gegenteil überzeugt und eingeschworen worden war, geht auf

die Forderungen nicht ein.    Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, bieten die beiden

Offiziere ihren Rücktritt an. Doch auch der bettlägerige Reichskanzler Max von Baden droht am

selben Abend seinen Rücktritt an, falls „ein Wechsel in der Obersten Heeresleitung nicht möglich

ist“.    Der Kaiser ist inzwischen auch darüber informiert worden, dass Ludendorff seit Frühjahr

und Sommer 1918 von einem Großteil der Heerführer als überaus negativ angesehen wird. 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. kontert Ernst Ludendorffs Rücktrittsdrohung

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt den Generalquartiermeister Ernst Ludendorff im Schloss

Bellevue nach dessen Rücktrittsdrohung mit den Worten: „Na, wenn Sie durchaus gehen wollen,

dann meinetwegen“. Dies geschieht auch aufgrund seiner Verärgerung über Ludendorffs      

politisches Manöver gegen den Reichskanzler Max von Baden und   seinem eigenmächtigen

Armeebefehl vom 24. Oktober.      Das Rücktrittsgesuch des Generalfeldmarschalls Paul von

Hindenburg ignoriert Kaiser Wilhelm II. und bittet ihn sogar in der Obersten Heeresleitung - OHL

im Amt zu bleiben. Sein Rückhalt in der Bevölkerung ist noch so groß, dass man seine

Entlassung fürchtet. Hindenburg entspricht dem Wunsch des Kaisers und lässt Ernst Ludendorff

fallen wie die berühmte heiße Kartoffel. Der geschasste Generalquartiermeister fühlt sich derart

verletzt und hintergangen, dass er sich sogar weigert, gemeinsam mit Hindenburg im Auto nach
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Spa zu fahren.    Mit dem Rausschmiss Ludendorffs will der Kaiser aber auch gegenüber den

USA glaubhaft machen, dass im Deutschen Reich neue Männer das Ruder übernommen haben. 

28. Oktober 1918 – US-Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung des Kaisers

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung

des Kaisers als Voraussetzung für Friedensverhandlungen. Kaiser Wilhelm II. denkt aber nicht im

geringsten an Rücktritt. 

28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

1. November 1918 – Stimmen gegen einen Rücktritt des Kaisers

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener schreibt an den Vizekanzler Friedrich von

Payer zu den Rücktrittsforderungen gegenüber Kaiser Wilhelm II.: „Das Rückgrat der Armee ist

gebrochen, wenn diesen Männern […] ihr oberster Dienstherr, dem sie Treue geschworen haben,

genommen wird und sie dadurch in ihren innersten Gefühlen verletzt werden.“ 

4. November 1918 – Kaiser Wilhelm II. verweigert Kronprinz Rupprecht den Oberbefehl

Lille * Kaiser Wilhelm II. besucht die 4. Armee und lehnt einen Rücktritt und Amtsverzicht ab.   

Die Bitte des bayerischen Kronprinzen Rupprecht, um Übertragung des Oberbefehls an der

Tiroler Grenze, um Bayern vor dem Vordringen der Italiener zu schützen, lehnt der Kaiser ab. 

7. November 1918 – SPD-Forderungen an Reichskanzler Max von Baden
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Berlin * Die SPD-Reichstagsfraktion und der SPD-Vorstand stellen eine Reihe von Forderungen

an den Reichskanzler Max von Baden. Die Wichtigste beinhaltet       den Rücktritt des Deutschen

Kaisers und   den Thronverzicht des Kronprinzen bis zum Mittag des nächsten Tages.      Bei

Nichterfüllung der Forderungen will die SPD aus der Regierung austreten. 

8. November 1918 – Thronverzicht des Herzogs Ernst-August von Braunschweig

Braunschweig * Am Nachmittag fordert eine Abordnung Herzog Ernst-August zur Abdankung auf.

Nach kurzer Bedenkzeit und nach Beratung mit seinen Ministern unterzeichnet dieser die

Urkunde. Anschließend veranlasst Ex-Herzog Ernst-August seine Minister zum Rücktritt und zur

Übergabe der Amtsgeschäfte an den Arbeiter- und Soldatenrat. 

11. November 1918 – Die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere Linie tritt zurück

Gera - Greiz * Der Arbeiter- und Soldatenrat zwingt die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere

Linie zum Rücktritt. 

12. November 1918 – Eine Rücktrittserklärung ohne das Wort Abdankung

Schloss Anif * In der Nacht vom 12. zum 13. November treffen sich der ehemalige

Ministerpräsident Otto von Dandl und der Noch-Monarch Ludwig III. in Schloss Anif.       Sie

erarbeiten eine Rücktrittserklärung, bei der das Wort Abdankung vermieden wird, aber der König

dennoch auf die Herrschergewalt in Bayern verzichtet.    Andererseits wird weder der Anspruch

des Hauses Wittelsbach auf die Krone aufrecht erhalten, noch die Beibehaltung der

monarchischen Staatsform reklamiert.      Mit dieser Erklärung können beide Seiten letztlich sehr

gut leben. 

14. November 1918 – Der Thronverzicht von König Ludwig III. wird veröffentlicht

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat des Freistaats Bayern veröffentlicht die

Rücktrittserklärung von König Ludwig III.. Alle Regierungsmitglieder mussten zuvor den Rücktritt

durch ihre Unterschrift quittieren.  In der Veröffentlichung heißt es: Der Ministerrat nimmt „den

Thronverzicht Ludwigs III. zur Kenntnis“. Und weiter: „Es steht dem ehemaligen König und seiner

Familie nichts im Wege, sich wie jeder andere Staatsbürger frei und unangetastet in Bayern zu
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bewegen, sofern er und seine Angehörigen sich verbürgen, nichts gegen den Bestand des

Volksstaates Bayern zu unternehmen.“ 

2. Dezember 1918 – Auer drängt auf die Festsetzung eines Wahltermins

München * Es kommt erstmals zur offenen Regierungskrise, nachdem Innenminister Erhard Auer

auf die Festsetzung eines Termins zur Wahl der Bayerischen Nationalversammlung besteht. Die

Minister Erhard Auer, Johannes Timm und Heinrich Ritter von Frauendorfer drohen mit ihrem

Rücktritt.  Ministerpräsident Kurt Eisner stimmt daraufhin einem Kompromiss zu, den er auf der

Sitzung der Soldatenräte darlegen wird. 

7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der

Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

13. Dezember 1918 – Wilhelm Solf, der Leiters des Auswärtigen Amtes, tritt zurück

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten nimmt das Rücktrittsgesuch des Leiters des Auswärtigen

Amtes, Wilhelm Solf, an. Als sein Nachfolger wird Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau berufen,

der aber von Kurt Eisner ebenso „ungünstig“ beurteilt wird wie Solf. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten
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Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

3. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn hält an seinem Amt fest

Berlin * Die USPD-Mitglieder der preußischen Regierung erklären ihren Rücktritt. Damit bekleidet

kein USPD-ler noch ein wichtiges Amt im Deutschen Reich beziehungsweise in Preußen. Die

einzige Ausnahme ist der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn, der an seinem Amt festhalten

will. 

3. Februar 1919 – Die Sozialiserungskommission kündigt ihren Rücktritt an

Berlin * Die am 4. Dezember 1918 gebildete Kommission zur Erarbeitung eines

Sozialisierungskonzepts kündigt in einem Schreiben an die Regierung, dem noch amtierenden

Rat der Volksbeauftragten, ihren Rücktritt an, da in der Öffentlichkeit „Zweifel an dem Ernst der

Sozialisierungsabsichten der Regierung“ entstanden sind.&nbsp;

4. Februar 1919 – Der Rücktritt der Sozailisierungskommission kommt ungelegen

Berlin * Die Rücktrittsabsichten der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts

Münchner Zeitensprünge Seite 10/18



kommt der Regierung ungelegen, weshalb umgehend Maßnahmen zur Verbesserung der

Arbeitsbedingungen der Kommission eingeleitet werden.&nbsp;

9. Februar 1919 – Den Rücktritt nochmal überdenken

Weimar - Berlin * Der Volksbeauftragte Rudolf Wissell bittet im Namen der Regierung die

Mitglieder der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts - in Anbetracht auf die

„Rückwirkung auf die Öffentlichkeit, die der Rücktritt der Sozialisierungskommission zur Folge

haben wird“, den gefassten Beschluss nochmal zu überdenken.&nbsp;

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

18. Februar 1919 – Die Münchener Post fordert den Rücktritt Kurt Eisners

München * Die SPD-nahe Münchener Post fordert im Zusammenhang mit der Landeskonferenz

der Mehrheitssozialisten - SPD den Rücktritt Kurt Eisners. Begründung: „Seine sich auf das

Rätesystem stützende Politik muss zu den schwersten Konflikten mit dem bayerischen Volke

führen.“ 

20. Februar 1919 – Kurt Eisner bereitet seine Rücktrittsrede vor

München-Graggenau * Kurt Eisner gilt seit drei Jahren als Stammgast im Café Perzl am

Marienplatz [heute: Kaufhaus Ludwig Beck am Rathauseck]. An diesem Tag sitzt der

Ministerpräsident alleine an einem der runden Marmortischchen, schaut „einen Stoß

handgeschriebener loser Blätter“ durch und nimmt Streichungen und Ergänzungen vor. Er

bereitet offensichtlich seine für den nächsten Tag geplante Rücktrittsrede vor. 

21. Februar 1919 – Die Nachricht von Eisners Ermordung verbreitet sich in Windeseile
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München * Die Nachricht von Eisners Ermordung verbreitet sich in Windeseile. Von überall her

strömen die Massen an den Tatort. Aus dem stark angefeindeten USPD-Politiker ist ein „Märtyrer

der Revolution“ geworden, dem alle noch einmal huldigen wollen.    Die Schriftstellerin Richarda

Huch erinnert sich an die Schüsse: „Jedermann verdammte und beklagte nun die verhängnisvolle

Kugel des jungen Arco. Es war gerade, als ob sie nur gefallen, um der stockenden Revolution

einen neuen Auftrieb zu geben.“         Dabei wäre mit dem Rücktritt Kurt Eisners und

der Konstituierenden Sitzung des Bayerischen Landtags vermutlich die Revolution in Bayern

beendet gewesen.    Eine gesetzmäßig gewählte Regierung - angeführt von

den Mehrheitssozialisten und Demokraten - hätte ihr Amt übernommen.   Da sich die neue

Regierung rechtlich und politisch in einer starken Position befand, wäre sie nur unter ganz

außergewöhnlich schwierigen Umständen zu stürzen gewesen.   Doch mit der verbrecherischen

Tat und der politischen Dummheit des Grafen Anton von Arco auf Valley wird die Zweite

Revolution eingeleitet. 

21. Februar 1919 – Ministerpräsident Kurt Eisner wird von Anron Graf Arco auf Valley ermordet

München-Kreuzviertel * Kurt Eisner verlässt an diesem föhnigen Vorfrühlingstag, kurz vor zehn

Uhr, seinen Amtssitz im Montgelas-Palais und begibt sich von dort zum Landtagsgebäude an der

Prannerstraße. In seiner Aktentasche befindet sich sein bereits unterschriebenes Schreiben vom

Rücktritt als Ministerpräsident des Freistaates Bayern. Er will dabei jedoch nicht seinen Rückzug

aus der Politik signalisieren.  Begleitet wird Eisner von seinem Sekretär Felix Fechenbach und

dem Leiter des Ministerpräsidentenbüros, Bruno Merkle. Da Eisner in den vergangenen Tagen

und Wochen mehrere Morddrohungen erhalten hatte, gehen zwei bewaffnete Ordonnanzen als

Leibwächter voraus. Angesichts der drohenden Gefahr schlagen Eisners Begleiter einen

Schleichweg zum Landtag vor. Das lehnt Eisner entschieden ab, denn: „Man kann einen

Mordanschlag auf die Dauer nicht ausweichen, und man kann mich ja nur einmal totschießen.“ 

Kurz nachdem die Gruppe um Eisner in die damalige Promenadenstraße eingebogen ist, pirscht

sich Anton Graf von Arco auf Valley an den Ministerpräsidenten heran und schießt ihm aus

kürzester Entfernung zweimal in den Hinterkopf. Im Nacken und unter dem rechten Ohr getroffen

bricht Kurt Eisner sofort tot zusammen. 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]
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Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine
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Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen
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Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

15. März 1919 – Rücktritt vom Rücktritt

Berlin - Weimar * Die Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts, die am 3.

Februar 1919 ihren Rücktritt erklärt hatte, tritt vom Rücktritt zurück.&nbsp;

24. März 1919 – Thomas Mann: Hoch der Kommunismus!

München * In dem Tagebuch von Thomas Mann findet sich die Mitteilung: „Die Nachrichten aus

der Welt erschüttern mich sehr. Rücktritt des Grafen Karolyi und Ausrufung der Sowjet-Republik

in Ungarn. Verständigung mit Moskau und Anmarsch russischer Truppen. In Wien

kommunistische Demonstration. In Italien Übergang des gesamten Sozialismus zum

Kommunismus. Alles gegen den Entente-Imperialismus gerichtet […].     Ich wünsche es fast

nicht mehr, daß das ‚Siegerpack‘ sich durch die Wirkungen seiner Niedertracht in Ungarn witzigen

lässt. Ablehnung des Friedens durch Deutschland! Aufstand gegen den Rhetor-Bourgeois!

Nationale Erhebung, nachdem man sich von den Schwindel-Phrasen dieses Gelichters das Mark

hat zermürben lassen, in Form des Kommunismus denn meinetwegen, ein neuer 1. August 1914!

    Ich bin imstande, auf die Straße zu laufen und zu schreien ‚Nieder mit der westlichen

Lügendemokratie! Hoch Deutschland und Russland! Hoch der Kommunismus!‘“ 
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6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Der Nürnberger SPD-Parteitag spricht sich gegen die Räterepublik aus

Nürnberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist zum Landesparteitag der SPD

nach Nürnberg gereist, um dort die Genossen gegen die Räterepublik zu mobilisieren. Die

Reichs-SPD hat Otto Wels geschickt, um die bayerischen Genossen auf Kurs zu halten.       Der

Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, zählt die Gründe auf, die aus

seiner Sicht unumgänglich für die Einführung der Räterepublik sind.   Ministerpräsident Hoffmann

verurteilt die Räterepublik aufs schärfste und sagt den Kommunisten und den Anarchisten den

Kampf an.      Durch seine Rücktrittsdrohung bringt er eine klare Mehrheit von 47 gegen 3

Stimmen - „aus politischen und wirtschaftlichen Gründen“ - gegen eine bayerische Räterepublik

aus.&nbsp;

9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der
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Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;

9. April 1919 – Außenminister Dr. Franz Lipp unterschreibt seinen Rücktritt

München * Das Telegraphenamt leitet Dr. Franz Lipps Telegramme vom 7. und 8. April zwar

weiter, doch die Kontrollbeamten informieren den Revolutionären&nbsp;Zentralrat vom Inhalt der

Schreiben.    Die von Ernst Toller umgehend eingeleiteten Nachforschungen ergeben, dass sich

Lipp schon mehrmals in psychiatrischer Behandlung befunden hatte. Toller schreibt: „Zweifellos,

Lipp ist wahnsinnig geworden. Wir beschließen, ihn sofort in eine Heilanstalt zu überführen. Um

Aufsehen in der Öffentlichkeit zu vermeiden, muss er freiwillig seinen Rücktritt erklären.“    Dr.

Lipp wird seinen Rücktritt mit den Worten: „Was tue ich nicht für die Revolution“ unterschreiben.

Damit ist die Fehlbesetzung mit dem psychisch kranken Außenminister, der den Anforderungen

an sein Amt nicht gewachsen ist, schnell erledigt worden. Dennoch wird sich der Fehlgriff bei der

Besetzung des Postens als schwerer Schlag für das Ansehen der Räterepublik erweisen.&nbsp;

27. April 1919 – Die Betriebs- und Kasernenräte stürzen die kommunistische Räterepublik

München-Graggenau * Ernst Toller bekräftigt im Hofbräuhaus erneut seine Meinung, dass die

jetzige Räteregierung eine „Gefahr für das Proletariat und die Räterepublik“ darstellt.    Die

Betriebs- und Kasernenräte zwingen den Aktionsausschuss zum Rücktritt und entziehen damit

auch dem Vollzugsrat das Vertrauen. Damit beenden sie die kommunistische Diktatur des

Proletariats von Eugen Leviné und Max Levien. 

10. Juli 1919 – Reichswirtschaftsminister Rudolf Wissell erklärt seinen Rücktritt

Weimar * Der Reichswirtschaftsminister Rudolf Wissell erklärt den Rücktritt von seinem Amt. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum
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Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.

26. März 1935 – Rücktritte der Kuratoriums-Mitglieder

München-Haidhausen * Kuratoriumsvorsitzenden Dr. Florian Bleyer teilt mit, dass alle ins Auge

gefassten Herren des Kuratoriums der Stiftung Maximilianeum zum Rücktritt bereit sind. Nun

kann mit der Verjüngung des Kuratoriums begonnen werden.

6. Mai 1974 – Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler

Bonn * Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland.

Der Grund ist die Enttarnung des DDR-Spions Günter Guillaume, der als Referent für

Parteiangelegenheiten einer der engsten Mitarbeiter von Willy Brandt gewesen ist.     Dies ist auf

eine Fahrlässigkeit innerhalb der Bundesregierung zurückzuführen. Denn Guillaume stand bereits

seit über einem Jahr im Verdacht, Spionage zu betreiben. 

16. Mai 1974 – Helmut Schmidt wird 5. Bundeskanzler der BRD

Bonn * Nach dem Rücktritt von Willy Brandt wird Helmut Schmidt [SPD] zum 5. Bundeskanzler

der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Die größten Herausforderungen während seiner

Amtszeit sind die weltweite Wirtschaftsrezession und die Ölkrisen der 1970er Jahre, die die

Bundesrepublik unter seiner Führung besser überstand als die meisten anderen

Industriestaaten. 
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